
der kommenden Landtagswahl schwe-
be der drohende Einzug der AfD ins
Parlament wie ein Damoklesschwert.
„Die menschenverachtenden Parolen
der AfD widersprechen allem, wirklich
allem, wofür der PARITÄTISCHE
steht“, sagte die neue Landesgeschäfts-
führerin des PARITÄTISCHEN Hes-
sen vor 170 Vertreter_innen von
Mitgliedsorganisationen und gela-

Den Mauerfall und die Einfüh-
rung der Pflegeversicherung
nannte der scheidende

Landesgeschäftsführer Günter Wolte-
ring in seiner Abschiedsrede als Mei-
lensteine seiner Amtszeit. Seine Nach-
folgerin Dr. Yasmin Alinaghi formu-
lierte die Bekämpfung von Armut und
Wohnungsnot als zentrale Herausfor-
derungen für ihre neue Aufgabe. Über

denen Gästen, die Ende November
nach Frankfurt gekommen waren, um
den Wechsel zu feiern.

Die Digitalisierung wolle sie als wei-
teres Schwerpunktthema für die kom-
menden Jahre setzen, kündigte Dr.
Yasmin Alinaghi an: „Digitalisierung
ist kein Widerspruch zur Arbeit am
Menschen und nicht gleichbedeutend

Feierlicher Wechsel in der Landesgeschäftsführung des PARITÄTISCHEN Hessen: 170 Gäste verabschieden
Günter Woltering und begrüßen Dr. Yasmin Alinaghi.

Günter Woltering und seine
Nachfolgerin Dr. Yasmin
Alinaghi
Fotos: Kim J. Kibler

„Ihr Einsatz war vorbildlich“
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mit Qualitätsverlust“, betonte sie: „Sie
ist vielmehr ein Werkzeug, das Teilha-
be erleichtern kann und vielfältige
Möglichkeiten bietet.“ Die promovierte
Politikwissenschaftlerin war zuvor
Mitgeschäftsführerin des gemeinnüt-
zigen Bildungsanbieters Carl Duisburg
Centren in Köln. Ihre berufliche Lauf-

Staatssekretär Dr. Dippel sprach für die
Landesregierung.

bahn begann sie als Mitarbeiterin im
EU-Parlament und beim Flüchtlings-
hilfswerk der Vereinten Nationen
UNHCR. Anschließend war sie mehr
als 20 Jahre im Bereich IT und Tele-
kommunikation tätig. „Ich habe mich
bewusst gegen das ‚Höher, schneller,
weiter‘ in der freien Wirtschaft und für
die sozialpolitische Arbeit im PARITÄ-
TISCHEN entschieden.“

Günter Woltering wurde nach 34 Jah-
ren im Amt in den Ruhestand verab-
schiedet. Als er in den frühen 1980er-
Jahren die Landesgeschäftsführung
des PARITÄTISCHEN Hessen über-
nahm, hatte der Verband drei Beschäf-
tigte und 236 Mitgliedsorganisationen.
Unter seiner Führung stieg die Zahl
der Mitarbeiter_innen auf rund 70 und
die der Mitgliedsorganisationen auf
etwa 800.

Zu den Gastrednern, die bei der Feier
Günter Wolterings Lebensleistung
würdigten, gehörte Dr. Wolfgang Dip-
pel, Staatsekretär im Hessischen Mini-
sterium für Soziales und Integration:
„Sie sind überzeugend in der Sache.
Dafür haben Sie und Ihr Verband im-
mer gestanden. Wir haben wirklich gut
zusammengearbeitet, auch wenn wir
natürlich unterschiedliche Positionen
hatten.“ Wichtige sozialpolitische The-
men seien derzeit Migration und Inte-

gration sowie die Umsetzung des
Bundesteilhabegesetzes, so der Staats-
sekretär.

Für die Liga der Freien Wohlfahrtspfle-
ge würdigte Diözesancaritasdirektor
Thomas Domnick Günter Woltering
als „gradlinigen Kämpfer“. Frankfurts
Oberbürgermeister Peter Feldmann,
der früher Grundsatzreferent beim
PARITÄTISCHEN Hessen war, stellte
das Thema Wohnen in den Mittel-
punkt seiner Rede. Auf dem Woh-
nungsmarkt seien „Spekulanten und
Zocker unterwegs“. Dies werte er als
„Kriegserklärung gegen die einfache
Bevölkerung in der Region“. Als „stock-
solide, aber nicht langweilig“ charakte-
risierte Dr. Ulrich Schneider, Hauptge-
schäftsführer des PARITÄTISCHEN
Gesamtverbands, den scheidenden
Landesgeschäftsführer.

Anne Franz, Ehrenvorsitzende des
PARITÄTISCHEN Hessen und lang-
jährige Weggefährtin, lobte die „von
menschlichem Vertrauen geprägte Zu-
sammenarbeit“. Dr. Wolfgang Werner,
Vorstandsvorsitzender des PARITÄ-
TISCHEN Hessen, ließ Günter Wolte-
rings Amtszeit anhand von histo-
rischen Fotos Revue passieren und
dankte im Namen des gesamten Vor-
stands: „Ihr Einsatz war vorbildlich.“

Barbara Helfrich

Stehender Applaus für
Günter Wolterings
Lebenswerk.
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Kein Zimmer frei für psychisch Kranke

Stein auf Stein entstand am Ende der
Debatte eine Hauswand aus bunten
Kartons. Zu lesen waren darauf ganz
unterschiedliche Vorschläge, wie die
Wohnraumversorgung für Menschen
mit psychischer Beeinträchtigung ver-
bessert werden könnte. „Mehr Bauland
ausweisen“ oder „Grundrecht auf be-
zahlbaren Wohnraum“, hatten die Teil-
nehmer_innen der Podiumsdiskussi-
on, die den PARITÄTISCHEN Fachtag
zum Thema abschloss, notiert. Einige
von ihnen sahen in mehr staatlicher
Steuerung die Lösung, andere forderten
eine Deregulierung des Wohnungs-
mietmarkts. So etwa Ulrich Caspar. Es
gebe es keinen Mangel an Gewerbeflä-
chen, argumentierte der wohnungspo-
litische Sprecher der CDU-Fraktion im
Hessischen Landtag. Dies zeige, dass
das weniger stark regulierte Gewerbe-
mietrecht einen Anreiz biete, in diesem
Sektor zu investieren, daher solle auch
das Wohnungsmietrecht gelockert wer-
den.

„Weg von der Profitorientierung“, sagte
dagegen Hermann Schaus. Der woh-
nungspolitische Sprecher der hes-
sischen Linksfraktion forderte „eine
neue Gemeinnützigkeit auf dem Woh-
nungsmarkt“. Die kommunalen Woh-
nungsbaugesellschaften müssten ih-
rem Auftrag gerecht werden, preis-
werten Wohnraum zu schaffen.

Zwei Drittel aller Mietwohnungen
seien in Privatbesitz, betonte dagegen
Gerald Lipka, Geschäftsführer des
BFW Landesverbandes Freier Immobi-
lien- und Wohnungsunternehmen.
Und diesen privaten Eigentümer stelle
sich bei der Suche nach Mietern vor
allem die Frage: „Was haben sie an At-
traktivität zu bieten?“ Eine Zuhörerin
aus dem Publikum, in dem vor allem
Einrichtungen aus der Eingliede-
rungshilfe vertreten waren, konterte:
„Unsere Klientel bringt keine Attrakti-
vität mit. Aber der Auftrag, Inklusion
zu leisten, gilt für alle gesellschaft-

lichen Gruppen, auch für die Immobili-
enwirtschaft.“

Dass Menschen mit Behinderung in
„Kästen am Rande der Gesellschaft“
leben, widerspreche der UN-Behinder-
tenrechtskonvention und dem Bundes-
teilhabegesetz, betonte Joachim
Schröck, stellvertretender Vorsitzender
des Behinderten-Werks Main-Kinzig.
Doch die Ambulantisierung stagniere,
weil es für Träger und Klient_innen im-
mer schwieriger werde, Wohnungen
anzumieten: „Wir fühlen uns allein ge-
lassen“. Sein Vorschlag: So wie es einen
Zweiten Arbeitsmarkt für Benachteili-
gte gibt, müsse auch ein Zweiter Woh-
nungsmarkt geschaffen werden.

„Die bestehenden Mechanismen des
freien Wohnungsmarkts funktionie-
ren nicht“, stellte Marcus Bocklet fest.
Der sozialpolitische Sprecher der Grü-
nen im Hessischen Landtag sagte, es
brauche „einen großen Schub an sozi-
alem Wohnungsbau“. Doch wenn Bau-
land ausgewiesen werden soll, stoße
das oft auf Widerstand in der Bevölke-
rung, vor allem, wenn Gebäude für
geflüchtete Menschen oder für die
Behindertenhilfe geplant würde, tue
sich „ein Blick in tiefe Abgründe“ auf.
Als Diskriminierung wertete es Elke
Barth, dass immer mehr Bevölke-
rungsgruppen aus dem Ballungsraum
verdrängt würden. Die wohnungsbau-
politische Sprecherin der hessischen
SPD-Fraktion schlug unter anderem
vor, die Mietobergrenzen anzuheben,

die für Empfänger_innen von Sozial-
leistungen gelten, um ein „inklusives
Gemeinwesen“ zu schaffen.

Sylvia Kornmann vom Landesverband
der Psychiatrieerfahrenen kritisierte,
dass Betroffene in Einrichtungen unter
sich bleiben. Sie plädierte für alternati-
ve Wohnformen wie WGs.

Dass Menschen mit psychischen Be-
einträchtigungen nicht ausgeschlossen
werden sollten, betonte auch Manfred
Desch vom Landesverband Hessen der
Angehörigen psychisch Kranker: „Den
Normalos die Welt der Psychiatrie-Er-
fahrenen näher zu bringen, kann beim
Abbau von Stigmata helfen.“

Die Situation auf dem deutschen – und auch dem hes-
sischen – Wohnungsmarkt hat sich in den letzten Jah-
ren dramatisch zugespitzt. Die Versorgung mit geeig-
netem und bezahlbarem Wohnraum stellt mittlerwei-
le nicht nur für Menschen in besonderen Lebenslagen,
wie obdachlose Menschen, Geflüchtete, Menschen mit
Behinderung, ältere oder einkommensschwache Men-
schen, eine große Herausforderung dar. Auch Haus-
halte mit mittleren Einkommen sind inzwischen be-
troffen.
Wohnen bedeutet aber auch Begegnung und Zusam-
menleben,SelbstbestimmungundTeilhabeanderGesell-
schaft. Deshalb wird der PARITÄTISCHE Hessen das
Thema „Bezahlbarer Wohnraum für Alle!“ auch als ei-
nenSchwerpunkt imLandtagswahljahr2018setzen.

Wohnen ist ein Menschenrecht

Was hilft gegen die Wohnungsnot? Bei einer Fachtagung des PARITÄTISCHEN in Frankfurt wurde darüber kontrovers diskutiert

Bezahlbarer Wohnraum für alle!
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An der Sophie-Scholl-
Schule in Gießen ist
inklusiver Unterricht All-
tag, ansonsten in Hessen
aber noch längst nicht
selbstverständlich.
Foto: Marta Krajinovic

Hessen ist auch im Schuljahr 2016/2017
mit einer schulischen Inklusionsquote
von nur 26,8 Prozent das Schlusslicht
im bundesweiten Ländervergleich. Zu
diesem Ergebnis kommt die aktuelle
Statistik der Kultusministerkonferenz.

Demnach liegt Hessen weit abgeschla-
gen unter dem Bundesdurchschnitt,
nach dem 41,1 Prozent aller Schü-
ler_innen mit sonderpädagogischen
Förderbedarf eine Regelschule besu-
chen.

„Der niedrige Inklusionsanteil in hes-
sischen Schulen ist ein klares Indiz dafür,

dass das Land zu wenig in diesen Bereich
investiert, obwohl immer mehr Eltern
ihre Kinder mit Förderbedarfen in Re-
gelschulen anmelden möchten“, kriti-
siert der PARITÄTISCHE Hessen. „Es ist
skandalös, dass das Hessische Schulge-
setz das Recht auf inklusive Beschulung
weiterhinuntereinenRessourcenvorbe-
halt gestellt hat.“

Das Land Hessen erfüllt seine Ver-
pflichtungen aus der UN-Behinder-
tenrechtskonvention faktisch nicht,
nach denen es die Ressourcen für ein
inklusives Schulsystem zur Verfügung
stellen muss.

In Hessen wird der Druck auf
Geflüchtete erhöht, einer so genannten
freiwilligen Rückkehr in ihr Herkunfts-
land zuzustimmen. Dies beobachtet die
Liga der Freien Wohlfahrtspflege mit
großer Sorge. Alarmiert war sie auch,
weil zahlreiche Kommunen und Kreise
Betroffenen suggerierten, die Teilnah-
me an einer Rückkehrberatung sei ver-
pflichtend und mit negativen Konse-
quenzen wie der Kürzungen von Sozial-
leistungen drohten, sollte dieser Ter-
min nicht wahrgenommen werden.

Tatsächlich handelt es sich jedoch um
ein freiwilliges Angebot, Sanktionen

Schlechte Noten
für schulische Inklusion in Hessen

Rückkehrberatung
darf nicht einschüchtern

bei Nicht-Teilnahme sind rechtlich
nicht vorgesehen und bewegen sich
mindestens an der Grenze der Legalität.

Die Wohlfahrtsverbände forderten die
Landesregierung öffentlich auf, diese
zweifelhafte Praxis der kommunalen
Behörden umgehend zu unterbinden.
Daraufhin kündigte das Innenministe-
rium an, dass künftig die Regierungs-
präsidien Formulierungshilfen für die
zuständigen Behörden leisten und de-
ren Einladungen oder Informations-
schreiben zur Rückkehrberatung prü-
fen würden. Dennoch bleibt beim
PARITÄTISCHEN Hessen der Ein-

druck, dass es den Behörden vielfach
nicht darum geht, Geflüchtete bei einer
unabhängigen Entscheidungsfindung
zu unterstützen, sondern sie unter
Druck zu setzen und einzuschüchtern,
beispielsweise indem Aufenthaltsge-
stattungen nur noch für wenige Tage
verlängert werden bis zum Termin für
die Rückkehrberatung.

Mit dem Angebot zur freiwilligen Aus-
reise wollen Bund und Land nach eige-
nen Angaben Abschiebungen vermei-
den. Hessen investiert seit März 2017
zusätzlich zu den bereits vorhandenen
Bundesmitteln eine Million Euro in das
eigene Rückkehrprogramm. Im An-
kunftszentrum in Gießen werden alle
Geflüchteten bereits am zweiten Tag
nach der Ankunft, noch bevor sie Asyl
beantragen können, einer Rückkehrbe-
ratung unterzogen.

Der PARITÄTISCHE Hessen möchte
die hessische Praxis bei der Rückkehr-
beratung weiterhin kritisch beobachten
und begleiten. Erfahrungsberichte von
betroffenen Geflüchteten sowie von
haupt- und ehrenamtlichen Unter-
stützer_innen sind daher willkommen.

Informationen bitte an:
Lea Rosenberg, Tel. 069 955 262-52
lea.rosenberg@paritaet-hessen.org

Damit er seine Mitgliedsorganisationen
zukünftig noch effektiver unterstützen
kann, hat der PARITÄTISCHE Wohl-
fahrtsverband Hessen im Bereich der In-
formationstechnologie nachgerüstet.

Um den Service für die rund 800 sozialen
Organisationen zu optimieren, die ihm
angehören, wurde mit Förderung durch
die Glücksspirale eine neue Datenbank
für die Mitgliederverwaltung ange-
schafft. Davon profitieren in erster Linie
die PARITÄTISCHEN Mitgliedsorgani-
sationen aus den Bereichen Behinder-
ten-, Sucht-, Alten-, Kinder- und Jugend-
hilfe sowie der Hilfe für chronisch kranke
Menschen und der sozialen Notlagen.

Neue IT-Technik


